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Zusammenfassung
Im Juli 2025 hat die Bundesregierung den Familiennach-
zug für subsidiär Schutzberechtigte für zunächst zwei 
Jahre ausgesetzt. In der politischen und rechtlichen Dis-
kussion wurde dabei anerkannt, dass die Aussetzung 
nur in Kombination mit einer sogenannten Härtefallre-
gelung grund- und menschenrechtskonform ist. Diese 
muss betroffenen Familien effektiven Zugang zu einer 
Einzelfallbetrachtung geben, im Rahmen derer ihre In-
teressen gegen die staatlichen Interessen an Zuwande-
rungskontrolle abgewogen werden. Laut Europäischem 
Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) erlangen die 
Interessen betroffener Familien dabei zunehmend an Ge-
wicht, wenn sie länger als zwei Jahre getrennt sind und 
die Familieneinheit nur in Deutschland wiederhergestellt 
werden kann. 

Der Gesetzgeber hat § 22 AufenthG als Rahmen für 
die gebotene Härtefallprüfung bestimmt. Im Gesetz-
gebungsprozess wiesen jedoch zahlreiche Expertinnen 
und Experten darauf hin, dass diese – bisher nur für 
„singuläre Einzelschicksale“ vorgesehene – Norm deut-
lich breiter interpretiert werden muss, um den grund- 
und menschenrechtlichen Anforderungen gerecht zu 
werden.

Dieser Bericht zieht eine Zwischenbilanz nach einem 
Jahr Aussetzung des Familiennachzugs für subsidiär 
Schutzberechtigte in Deutschland. Sie beruht auf einer 
Umfrage des Deutschen Caritasverbands unter 292 Mi-

grationsberaterinnen und -beratern und Erfahrungen aus 
der anwaltlichen Praxis des International Refugee Assis-
tance Project (IRAP). 

Ein Jahr nach der Aussetzung des Familiennachzugs be-
legen die Erfahrungen aus der Praxis, dass die Umset-
zung des Härtefallverfahrens deutlich hinter den Anfor-
derungen zurückgeblieben ist. So wurden in den ersten 
zehn Monaten der Aussetzung nur 7 Visa zum Familien-
nachzug auf Grundlage von § 22 AufenthG erteilt. Die 
Erfahrungen der befragten Migrationsberatungsstellen 
zeigen, dass das Härtefallverfahren als intransparent und 
die Anforderungen an einen Härtefall als deutlich zu hoch 
erlebt werden. Zusätzlich zeigt sich aus der anwaltlichen 
Erfahrung, dass der Rechtsschutz derart starke Mängel 
aufweist, dass es vielen Betroffenen kaum möglich ist, 
ihre Rechte vor Gericht einzuklagen. Die für die Rechtmä-
ßigkeit der Aussetzung des Familiennachzugs so zentrale 
Härtefallregelung droht damit ins Leere zu laufen. 

Aus Sicht des Deutschen Caritasverbands und IRAP 
darf die Aussetzung des Familiennachzugs zu subsidiär 
Schutzberechtigten daher keinesfalls über die geplanten 
zwei Jahre hinaus verlängert werden. Für die verblei-
bende Zeit der Aussetzung muss die Härtefallregelung 
in Hinblick auf das Antragsverfahren und den Rechts-
schutz zugänglicher gestaltet werden. Die Bundesregie-
rung muss ihre Beurteilung zumutbarer Trennungszeiten 
zudem an die Vorgaben des EGMR angleichen. 
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Ein Jahr Aussetzung  
des Familiennachzugs  
für subsidiär Schutz­
berechtigte

1  Die Bundesregierung gibt die durchschnittlichen Wartezeiten auf einen Termin zur Antragstellung an einschlägigen Botschaften für den Familien-
nachzug zu Schutzberechtigten mit „über 52 Wochen” an, siehe BT-Drs. 21/5984, Frage 3 und Anlage 2 sowie BT-Drs. 20/12922, Anlage 1. In der 
Erfahrung von Anwält:innen und Verfahrensbegleiter:innen kann dies an einzelnen Botschaften 2-3 Jahre bedeuten. In einem 2024 am VG Berlin 
verhandelten Verfahren wird die durchschnittliche Wartezeit auf einen Termin an der Deutschen Botschaft Beirut mit 22 Monaten angegeben, siehe 
VG Berlin, Beschluss v. 27.08.2024, 32 L 206/24, Rn. 20.

2  Der EGMR verwendet in seiner Rechtsprechung dazu durchgängig den Begriff der Einzelfallprüfung („individualised assessment”), siehe u.a. 
EGMR, Urteil vom 09.07.2021, M.A. gegen Dänemark, Rn. 192. Der – verengende – Begriff der Härtefallprüfung taucht nicht auf. Da sich dieser Begriff 
in der deutschen Diskussion jedoch etabliert hat, benutzen wir ihn in diesem Bericht.

3  Siehe etwa Auswärtiges Amt, Visumhandbuch, Aufnahmen aus dem Ausland nach § 22 AufenthG, S. 2.

Am 24. Juli 2025 hat die Bundesregierung aus Union 
und SPD den Familiennachzug für subsidiär Schutz-
berechtigte für zunächst zwei Jahre ausgesetzt. Sub-
sidiären Schutz erhalten Menschen in Deutschland, 
denen im Herkunftsland ernsthafter Schaden wie Folter 
oder Lebensgefahr wegen eines bewaffneten Konflikts 
droht. Ihnen ist es daher meist auf unabsehbare Zeit 
nicht möglich, in ihr Herkunftsland zurückzukehren und 
dort mit ihren Familien zusammenzuleben. Schon vor 
der Aussetzung, seit 2018, war der Familiennachzug zu 
subsidiär Schutzberechtigten auf 1000 Visa pro Monat 
kontingentiert. 

Während der Familiennachzug für subsidiär Schutzbe-
rechtigte bereits von 2016 bis 2018 ausgesetzt war, ist 
die aktuelle Aussetzung deutlich strenger ausgestaltet. 
So sind, mangels einer sogenannten Stichtagsregelung, 
diesmal alle laufenden Verfahren erfasst. Damit sind 
auch Familien, die schon seit Jahren ihre Verfahren be-
treiben – unter anderem weil viele deutlich über ein Jahr 
auf einen Botschaftstermin zur Antragsabgabe warten 
und auch die Antragsverfahren selbst teilweise Jahre 
dauern – von der Aussetzung betroffen.1 Zugleich ha-
ben das Bundesverwaltungsgericht, das Bundesverfas-
sungsgericht und der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte (EGMR) in neuerer Rechtsprechung zum 
grund- und menschenrechtlich garantierten Schutz des 
Familienlebens festgelegt, dass der Staat den Familien-

nachzug zu Schutzbedürftigen nicht pauschal aussetzen 
darf (siehe Abschnitt 3). Er muss bei Bedarf im Einzel-
fall prüfen, ob die Interessen der betroffenen Familien 
an der Fortführung ihres Familienlebens in Deutschland 
möglicherweise die Interessen des Staates an Zuwande-
rungskontrolle überwiegen, etwa wenn Familien schon 
sehr lange getrennt sind und die Familieneinheit nur in 
Deutschland wiederhergestellt werden kann. Der EGMR 
sieht dabei unfreiwillige Trennungszeiten ab 2 Jahren 
als zunehmend schwer mit dem in Artikel 8 der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention (EMRK) gewährleis-
teten Schutz der Familie vereinbar. 

Diese Rechtsprechung prägte auch die politische Dis-
kussion zur aktuellen Aussetzung des Familiennachzugs. 
Beide Koalitionspartner erkannten an, dass betroffene 
Familien weiterhin Zugang zu einer Einzelfallprüfung ha-
ben müssen, die in Deutschland unter dem Begriff der 
„Härtefallprüfung“ diskutiert wird.2 Der Gesetzgeber hat 
insbesondere § 22 S. 1 AufenthG als Rahmen für diese 
Prüfung bestimmt. Diese Regelung ermöglicht, „[e]inem 
Ausländer [...] für die Aufnahme aus dem Ausland aus 
völkerrechtlichen oder dringenden humanitären Gründen 
eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen.“ 

Die Regelung des § 22 S. 1 wurde in der Vergangenheit 
jedoch sehr streng interpretiert und nur in sogenannten 
„singulären Einzelschicksalen“ angewandt.3 Im Gesetz-

➀   

https://dip.bundestag.de/vorgang/familiennachzug-zu-international-schutzberechtigten-seit-2024/333865
https://dserver.bundestag.de/btd/20/129/2012922.pdf
https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/NJRE001592416
https://hudoc.echr.coe.int/fre#%7B%22itemid%22:%5B%22001-211178%22%5D%7D
https://www.auswaertiges-amt.de/resource/blob/207816/3cbc239c32b04e2af0ee2e28e9a9ec6b/visumhandbuch-data.pdf
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gebungsprozess wiesen zahlreiche Expertinnen und Ex
perten darauf hin, dass entweder eine andere Rechts-
grundlage oder eine breitere Interpretation des § 22 S. 1 
nötig sein wird, damit dieser die Funktion erfüllen kann, 
die Aussetzung des Familiennachzugs mit den grund- und 
menschenrechtlichen Vorgaben in Einklang zu bringen.4 

Darüber hinaus muss auch der Zugang zu einer Härte-
fallprüfung sichergestellt sein. So hat der EGMR betont, 
dass die Gewährleistung der Rechte der EMRK „prak-
tisch und effektiv“ statt „theoretisch und illusorisch“ sein 
muss.5 Dies nahmen die Koalitionsparteien in einer Pro-
tokollnotiz im Innenausschuss auf, in der sie betonen, 
dass die Härtefallregelung „transparent zu gestalten“ ist 
und die „Zuständigkeiten und das Antragsformat inklusi-
ve des Rechtsschutzes gegen ablehnende Entscheidun-
gen klar definiert sein“ müssen.6 

Knapp zehn Monate später zeugen aktuelle Zahlen zur 
Vergabe von Visa auf Grundlage von § 22 S. 1 an Fami-
lien von subsidiär Schutzberechtigten jedoch von einer 
extrem restriktiven Interpretation der Härtefallregelung 
durch die zuständigen Bundesministerien. So wurden 
mit Stand 15. Mai 2026 lediglich 7 Härtefallvisa vergeben 
(siehe Abb. 1). Von diesen 7 Visa wurden 5 im Rahmen 
gerichtlicher Vergleiche erteilt.7  

Abb. 1 Zahlen zum Härtefallverfahren  
(Stand: 15.05.2026) 

4  Siehe das Protokoll der Sachverständigenanhörung im Innenausschuss zum Gesetz zur Aussetzung des Familiennachzugs zu subsidiär Schutz-
berechtigten, BT-Drs. 21/321, Protokoll-Nr. 21/3, darin die Stellungnahmen von Kerstin Becker, Paritätischer Wohlfahrtsverband, S. 6, Marten Franke, 
Richter am Verwaltungsgericht Köln, S. 7-8, Yana Gospodinova, Deutscher Caritasverband, S. 8, Dr. Corinna Ujkašević, International Refugee As-
sistance Project, S. 13 und Prof. Dr. Daniel Thym, Uni Konstanz, S. 15. Siehe auch Uerpmann-Wittzack (2025), Aussetzung des Familiennachzugs im 
Lichte der Rechtsprechung des EGMR, Zeitschrift für Ausländerrecht und Ausländerpolitik sowie Deutsches Institut für Menschenrechte (2026), Die 
Härtefallprüfung im Rahmen der Aussetzung des Familiennachzugs zu subsidiär Schutzberechtigten.

5  EGMR, Urteil vom 09.07.2021, M.A. gegen Dänemark, Rn. 193.

6 Siehe BT-Drs. 21/634, S. 8.

7  Siehe Plenarprotokoll 21/79, Frage 59.

8  Auswärtiges Amt, Bewertung von Härtefallanzeigen nach § 22 S. 1 AufenthG im Kontext des Familiennachzugs zu subsidiär Schutzberechtigten, 
via FragDenStaat, Stand 22.07.2025.

Im Hintergrund der bisher überaus niedrigen Zahlen zur 
Visumerteilung stehen zwei Faktoren. Einerseits hat das 
Auswärtige Amt sich dafür entschieden, dem eigent-
lichen Visumverfahren auf Grundlage von § 22 S. 1 ein 
Vorverfahren voranzustellen. Betroffene müssen laut 
Auswärtigem Amt beim Family Assistance Programme 
der Internationalen Organisation für Migration (IOM FAP) 
zunächst eine sogenannte „Härtefallanzeige“ aufgeben, 
bevor sie einen Visumantrag bei der Auslandsvertretung 
stellen können. Diese — im europäischen Vergleich ein-
zigartige — Konstellation verringert die Transparenz des 
Verfahrens und die Rechtsschutzmöglichkeiten der Be-
troffenen wesentlich. 

Zum anderen interpretiert die Bundesregierung die Kri-
terien für „dringende humanitäre Gründe“ gemäß § 22 
S. 1 aktuell sehr restriktiv. Eine entsprechende interne 
Weisung des Auswärtigen Amts wurde im September 
2025 öffentlich (siehe Abb. 2.).8 Danach setzt das Aus-
wärtige Amt die familiären Trennungszeiten, die für ei-
nen Härtefall hinreichend sind, extrem hoch an. So soll 
bei Kindern ab 3 Jahren erst eine unfreiwillige Familien-
trennung von 10 Jahren ausreichend für einen „dringen-
den humanitären Grund“ sein – mehr als ein halbes Kin-
derleben. Auch andere Härten wie schwere Krankheiten 
werden sehr eng ausgelegt und an der Notwendigkeit 
des „singulären Einzelschicksals“ festgehalten. Zudem 
gelten strenge Ausschlusskriterien, bei deren Vorliegen 
das Ermessen auch dann negativ ausgeübt werden soll, 
wenn die hohen Härtefallkriterien ansonsten erfüllt sind.

Ob Familien tatsächlich effektiven Zugang zu einer Här-
tefallprüfung nach § 22 S. 1 haben, lässt sich nur mit 
einem genaueren Blick auf die Praxis ausreichend wür-
digen. Der Deutsche Caritasverband hat daher in einer 
breit angelegten Umfrage Migrationsberaterinnen und 
-beratern nach ihren Erfahrungen mit der Aussetzung 
des Familiennachzugs befragt und die Ergebnisse im 
folgenden Abschnitt systematisch aufbereitet. Anschlie-
ßend diskutieren wir die grund- und menschenrechtli-
chen Vorgaben zur Aussetzung des Familiennachzugs 
aus der höchstrichterlichen und aktuellen Rechtspre-

https://www.bundestag.de/resource/blob/1108264/Protokoll-23-06-2025-Anhoerung-Familiennachzug.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/1108264/Protokoll-23-06-2025-Anhoerung-Familiennachzug.pdf
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/die-haertefallpruefung-im-rahmen-der-aussetzung-des-familiennachzugs-zu-subsidiaer-schutzberechtigten
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/die-haertefallpruefung-im-rahmen-der-aussetzung-des-familiennachzugs-zu-subsidiaer-schutzberechtigten
https://hudoc.echr.coe.int/fre#%7B%22itemid%22:%5B%22001-211178%22%5D%7D
https://dserver.bundestag.de/btd/21/006/2100634.pdf
https://dip.bundestag.de/plenarprotokoll/protokoll-der-79-sitzung-des-21-deutschen-bundestages/5794?f.wahlperiode=21&f.typ=Dokument&rows=25&pos=3&ctx=d
https://fragdenstaat.de/dokumente/272620-bewertung-von-haertefallanzeigen-nach-ss-22-s-1-aufenthg-im-kontext-des-familiennachzugs-zu-subsidiaer-schutzberechtigten/
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chung. Darüber hinaus werfen wir einen Blick darauf, 
wie andere europäische Staaten den Zugang zum Fa-
miliennachzug sicherstellen und zeigen bewährte Ver-
fahren auf. Zuletzt besprechen wir auf Grundlage der 
Beratungsstellenumfrage, wie sich die Aussetzung auf 
betroffene Familien und die Integrationsinfrastruktur 
auswirkt.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
      
Abb. 2 Kriterien für einen Härtefall im Familiennachzug 
nach § 22 S. 1 AufenthG laut Auswärtigem Amt
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Praxiserfahrungen  
zur Härtefallregelung

9  Auswärtiges Amt, Wichtige Information: Aussetzung des Familiennachzugs zu subsidiär Schutzberechtigten, Stand 12.05.2026.

10  Die Rolle des Bundesverwaltungsamtes im Verfahren ist zum Veröffentlichungszeitpunkt noch unklar. 

11  E-Mail von IOM FAP vom 05.01.2026.

Dieser Abschnitt fasst die bisherigen Erfahrungen mit 
der Härtefallregelung in Hinblick auf Transparenz und 
Zugänglichkeit sowie mit der Auslegung der Aufnahme-
kriterien des § 22 AufenthG zusammen. Grundlage dafür 
ist eine bundesweite fragebogengestützte Erhebung, die 
der Deutsche Caritasverband zwischen dem 26.01.2026 
und dem 25.02.2026 bei hauptamtlichen Migrationsbe-
raterinnen und -beratern durchführte und an der sich 
292 Personen beteiligten. Diese begleiten 3783 subsi-
diär Schutzberechtigte, die einen Familiennachzug an-
streben. 

59 der Beraterinnen und Berater, die an der Umfrage 
teilgenommen haben, hatten zum Erhebungszeitpunkt 
bereits Familien bei der Stellung von Härtefallanzeigen 
unterstützt. Deren Rückmeldungen beruhen auf den Er-
fahrungen aus der Beratung zu 170 Härtefallanzeigen.

Ergänzt werden die Ergebnisse der Umfrage durch die 
Erfahrungen aus der rechtlichen Vertretung betroffener 
Familien durch die Anwältinnen des International Refu-
gee Assistance Project (IRAP), besonders mit Blick auf 
den Rechtsschutz. 

1. Zugänglichkeit und Transparenz  
des Verfahrens sind ungenügend

Das Auswärtige Amt informierte bis Ende März 2026 
sehr knapp über die Möglichkeit einer Härtefallanzeige 
und verwies vor allem auf die Möglichkeit, sich bei einer 
dafür eingerichteten E-Mail-Adresse von IOM FAP zu 
melden.9 Konkrete Informationen zum Ablauf des Ver-
fahrens, zu den Anforderungen einer Anzeige und zum 
Rechtsschutz wurden nicht gegeben. Erst seit Ende 
März 2026 sind die Angaben auf der Website des Aus-
wärtigen Amts ausführlicher und schildern die einzel-
nen Verfahrensschritte bei IOM FAP, dem Bundesver-

waltungsamt10 und der Auslandsvertretung. Erst seitdem 
umfassen die Informationen auch Angaben zum Rechts-
schutz und sind neben Deutsch auch auf Englisch ver-
fügbar.

IOM FAP steht für das Family Assistance  
Programme (FAP) der Internationalen Organisa­
tion für Migration (IOM). Dabei handelt es sich 
um eine Kooperation zwischen der Bundes­
regierung bzw. dem Auswärtigen Amt und IOM. 
Letztere betreibt an verschiedenen Standorten 
Servicezentren als externer Dienstleister des 
Auswärtigen Amtes, um dort Familien zu unter­
stützen, die den Nachzug zu einer in Deutsch­
land lebenden Referenzperson begehren. 

Als Antwort auf einen Erstkontakt zu IOM FAP erhalten 
die Familien in der Regel eine standardisierte E-Mail, in 
der ausgeführt wird, welche Informationen und Unter-
lagen zu übermitteln sind. Insbesondere wird eine de-
taillierte Beschreibung der Gründe, aufgrund derer ein 
Härtefall gemeldet wird, angefordert. In dieser E-Mail 
finden sich keine Informationen zum Verfahren und zu 
den Kriterien.11 In einer Reihe von Fällen wurde auch auf 
konkrete Rückfragen mit der Standard-E-Mail geantwor-
tet – auch dann, wenn die Familien die geforderten Infor-
mationen bereits übermittelt hatten. 

Auf Basis der Informationen auf der Website des Aus-
wärtigen Amts und der standardisierten E-Mail von IOM 
FAP ist ein Großteil der betroffenen Familien kaum in der 
Lage, eine Härtefallanzeige in einer Form einzureichen, 
die den Anforderungen des Auswärtigen Amtes genügt. 
Die Umfrage zeigt darüber hinaus, dass die Anforde-
rungen an eine Härtefallanzeige selbst für sprach- und 
sachkundige Beratende unklar sind: 

➁   

https://www.auswaertiges-amt.de/de/2727950-2727950
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„Unklar, welche Unterlagen für die Anträge 
erforderlich waren, es wurde alles an IOM 
geschickt, was vorhanden war. Fraglich, ob die 
ärztlichen Bescheinigungen den Anforderungen, 
die das Auswärtige Amt stellt, genügen.“

„Es besteht eine große Unsicherheit, wie die 
besonderen humanitären Gründe dargelegt  
werden sollen (Umfang).“

 
Befördert wird diese generelle Unklarheit durch die stark 
standardisierte Kommunikation von IOM FAP:

„Die Antragstellung über IOM ist nicht transparent. 
Auf die Einreichung von Anträgen und auf kon-
krete Nachfragen wird mit einer Standard-E-Mail 
geantwortet. Auf Nachfragen erhält man keine 
Antworten.“

„Die Übersendung der Unterlagen an IOM war in 
beiden Härtefällen langwierig, da mehrmals er-
neut die Unterlagen angefordert wurden und der 
Eindruck entstand, dass die bereits eingereichten 
Unterlagen nicht angeschaut wurden.“

In der Gesamtschau zeigt sich eine Situation, in der es 
für die Familien schwierig bis unmöglich ist, die notwen-
digen Informationen zu bekommen, um eine informier-
te Entscheidung bezüglich eines Härtefallverfahrens zu 
treffen und dieses gut vorbereitet einzuleiten.12 

2. Der Ablauf der Verfahren ist unklar

Nach Übermittlung einer Härtefallanzeige an IOM FAP ist 
diese dafür zuständig, die Vollständigkeit der Unterlagen 
zu prüfen. Wenn aus den Schilderungen in der Härte-
fallanzeige Hinweise auf einen Härtefall ersichtlich sind, 
führt IOM FAP ein persönliches Online-Interview mit den 
Familien durch. Laut Bundesregierung hat IOM FAP mit 
Stand 15.05.2026 knapp über 50% der Familien inter-
viewt, die bis dato eine Härtefallanzeige aufgegeben ha-
ben (siehe Abb. 1). 

Von den in der Umfrage erfassten 170 Fällen hatte IOM 
FAP mit 30 Familien Interviews zu ihren Härtefallanzeigen 
durchgeführt. Bei den 30 Fällen, in denen ein Interview 
bereits stattgefunden hat, lag die durchschnittliche Zeit 
zwischen Anzeige und Interview bei 2,3 Monaten. Da-
bei fällt jedoch eine auffallend weite Streuung der Länge 
der Wartezeiten auf: In vier Fällen fand ein Interview be-
reits im gleichen Monat statt, in dem die Anzeige an IOM 
FAP übermittelt wurde; in einem anderen Fall wartete die 

12  Für die Zielgruppe der Migrationsberaterinnen und -berater wurde diese Lücke teilweise durch zivilgesellschaftliche Organisationen und Wohl-
fahrtsverbände gefüllt, die nach der Aussetzung ausführliche schriftliche Informationen und Fortbildungsveranstaltungen angeboten haben.

Familie 8 Monate seit Übermittlung der Anzeige auf den 
Termin. Aus den Daten der Umfrage ist die hohe Varianz 
der Wartezeiten nicht erklärbar — es gibt keinen Zusam-
menhang damit, ob z.B. Kinder betroffen sind oder be-
sonders hohe Trennungszeiten vorliegen.

Auch aus der anwaltlichen Praxis von IRAP sind mehre-
re Fälle bekannt, in denen trotz hoher Dringlichkeit kein 
Termin von IOM FAP vergeben wurde. In einem Fall ist 
etwa ein kurdisches Kleinkind mit einer lebensbedroh-
lichen, in der Region nicht behandelbaren Krankheit 
betroffen, dessen Eltern IOM FAP direkt nach der Aus-
setzung des Familiennachzugs im Juli 2025 kontaktiert 
haben. Ein Termin wurde erst acht Monate später ver-
geben, nachdem die bevollmächtigte Anwältin mehrfach 
auf die Dringlichkeit hingewiesen und schließlich geklagt 
hatte. 

Abb. 3  Wartezeit zwischen Härtefallanzeige  
und Interview 
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Auf 140 der Anzeigen, die in der Umfrage erfasst wur-
den, erfolgte zum Befragungszeitpunkt noch keinerlei 
Rückmeldung. Diese Familien warteten durchschnittlich 
bereits 3,2 Monate seit der Härtefallanzeige auf eine Ein-
ladung zum Interview. 

Vor dem Hintergrund der hohen Streuung bezüglich 
Dauer der Wartezeit besteht bei den Beratenden eine 
ausgeprägte Unklarheit, wann Verfahrensschritte zu er-
warten sind: 

„Bisher gab es bis auf eine Eingangsbestätigung 
noch keine Rückmeldungen irgendeiner Stelle.  
Es ist absolut ungewiss, ob über die Anträge 
überhaupt vor dem Ende der Aussetzung ent-
schieden wird.“

„Trotz mehrmonatiger Wartezeit erfolgte keine 
Rückmeldung zur Härtefallanzeige durch IOM.“

Bei den Interviews werden in der Regel die Angehörigen 
im Ausland befragt, außer, wenn es sich dabei um al-
leinreisende Minderjährige handelt. Nach den Erfahrun-
gen von IRAP kann das Interview – auch bei komplexen 
medizinischen Fällen – sehr kurz (20 Minuten) sein. An-
schließend soll der Fall zur Entscheidung an das Auswär-
tige Amt weitergeleitet werden. Über diese die Tatsache 
und den Zeitpunkt der Weiterleitung werden die Familien 
häufig nicht informiert. Die meisten Familien wissen da-
her auch Monate nach ihrem Interview nicht, wie es mit 
ihrem Fall weitergeht.

„In einem Fall wurde die Ehefrau von IOM zu  
einem Termin eingeladen, nun hört man wieder 
monatelang nichts mehr. Das ist unbefriedigend 
und ärgerlich.“

„Es gibt keine Rückmeldung nach dem Interview 
mit IOM, wie es weitergeht. Ich weiß weder, ob  
die Fälle an das Auswärtige Amt weitergereicht 
wurden oder ob direkt abgelehnt wurde.“ 

Unklar bleibt im gesamten Verfahrensablauf, in welcher 
Reihenfolge IOM FAP die Anzeigen bearbeitet und ob be-
stimmte Konstellationen priorisiert werden. Laut Auskunft 
des Auswärtigen Amts werden auch unvollständige An-
zeigen zur Prüfung weitergeleitet; zugleich soll IOM FAP 
auf eine möglichst vollständige Sachverhaltsaufklärung 
hinwirken.13 In diesem Spannungsfeld können insbeson-
dere bei Verfahren, in denen die Zumutbarkeit der Doku-
mentenbeschaffung strittig ist, deutliche Verzögerungen 
entstehen. Auch ist unklar, ob das Auswärtige Amt sei-
nerseits eine Priorisierung der Anfragen vornimmt.

13  Siehe BT-Drs. 21/4915, S. 9

3. Die Anforderungen an einen Härtefall  
sind zu hoch. 

Die extrem restriktive Weisung des Auswärtigen Amtes 
zur Anwendung der Härtefallkriterien (siehe Abschnitt 1) 
hat eine Signalwirkung auf die Beratenden. Zahlreiche 
Beratende gaben an, Anfragen nach Unterstützung bei 
einer Härtefallanzeige abgelehnt zu haben, weil sie diese 
als nicht erfolgversprechend wahrgenommen haben: 

„Die Sachlage entsprach nicht den engen 
Kriterien, innerhalb derer der Gesetzgeber  
einen Härtefall sieht. (…) Jeder Einzelfall ist  
für die betroffene Familie extrem hart, beein
trächtigt die Integrationsfähigkeit und lässt 
Menschen schlicht verzweifeln. Ich möchte  
mich nicht an meinen Klienten und ihren  
Familien schuldig machen, eine Hoffnung zu  
nähren, die zum Scheitern verurteilt ist.“

„Es gibt nur spärliche Informationen, was als 
Härtefall anerkannt wird. So wurde 2x gefragt, 
ob Autismus bei Kindern als Härtefall anerkannt 
wird. Ich konnte die Frage nicht beantworten 
und habe auch keine Einschätzung gefunden. 
In einem anderen Fall hat das Kind eine Augen-
erkrankung. Auch hier bin ich noch nicht weiter-
gekommen.“ 

Härtefallgrund Trennungszeiten

Laut Rechtsprechung und interner Weisung des Auswär-
tigen Amtes kann eine lange Trennung der Familie zur 
Annahme eines Härtefalls führen. Durch die gesetzge-
berische Entscheidung gegen eine Stichtagsregelung, 
ab der die Aussetzung greifen würde, sind auch Familien 
von der Aussetzung betroffen, die bereits langjährig ge-
trennt sind. Dies spiegelt sich in den erfassten Fällen der 
Umfrage wider: Diese sind durchschnittlich bereits 3,6 
Jahre von ihrer Familie getrennt (siehe im Detail Abb. 4). 

 
Abb. 4  Dauer der Familientrennung in Jahren 
 

Abb. 4  Dauer der Familientrennung in Jahren

https://dserver.bundestag.de/btd/21/049/2104915.pdf
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Für einen Großteil der Familien erzeugt die Aussetzung 
des Familiennachzugs also nicht eine „lediglich“ zwei-
jährige Trennung, sondern verlängert eine durchschnitt-
lich bereits ca. 3 Jahre andauernde Trennung auf min-
destens 5 Jahre. Die Hälfte dieser Trennungszeit entfällt 
auf Warte- und Verfahrenszeiten des bereits laufenden 
Familiennachzugsverfahrens. 

Nach der Weisung des Auswärtigen Amtes würde in den 
meisten in der Umfrage erfassten Fällen diese lange 
Trennungszeit allein nicht für eine Aufnahme ausreichen. 
Die äußerst restriktive Interpretation hinreichender Tren-
nungszeiten durch das Auswärtige Amt trägt vermutlich 
dazu bei, dass die Trennungszeiten für die befragten Be-
ratungsstellen eine untergeordnete Rolle bei den Grün-
den für einen Härtefall spielen: In nur 9 von 54 in der 
Umfrage erfassten Fallschilderungen wird die Dauer der 
Trennung überhaupt als ein Grund für die Härtefallanzei-
ge benannt. In 5 dieser Fallschilderungen liegen neben 
der langen Trennung auch andere Gründe (v.a. Erkran-
kungen) vor; lediglich in 4 Härtefallanzeigen ist die lange 
Trennungsdauer der Hauptgrund.

Individuelle Härtefallgründe

Ein dringender humanitärer Grund nach § 22 S. 1 Auf-
enthG kann außerdem vorliegen, wenn besondere Um-
stände innerhalb der Familien ein Eingreifen zwingend 
erforderlich machen. Laut Auswärtigem Amt sind damit 
„singuläre Einzelschicksale“ gemeint, durch die sich die 
Situation der Familie deutlich von anderen Familien in der 
Herkunftsregion unterscheidet (zur Weisung des Aus-
wärtigen Amtes siehe Abschnitt 1). 

Die Auswertung von 54 Fallschilderungen im Rahmen 
der Umfrage zeigt: Zumeist liegen mehrere Gründe für 
einen Härtefall vor, die in der Familie zusammentreffen.

In knapp der Hälfte der Fälle (24 Nennungen) wird ein 
krankes/behindertes Kind im Ausland als ein Grund für 
die Stellung einer Härtefallanzeige benannt. In 11 Schil-
derungen wird präzisiert, dass die Erkrankung des Kin-
des in der Region nicht behandelbar sei.

„Vater in Deutschland, dessen zweite Frau und 
deren gemeinsame Kinder sowie minderjähri-
ge Töchter aus erster Ehe in Syrien. Eine der 
Töchter aus erster Ehe ist schwerstkrank, ihre 
Mutter ist an der gleichen Krankheit gestor-
ben. Fachärzte in Damaskus sagen, sie können 
nicht weiterhelfen, Tochter muss im Ausland 
weiter behandelt werden. Gesundheitszustand 
verschlechtert sich zunehmend, bisherigen 
Behandlungen schlugen fehl. Aktuell in einer 
kurdischen Stadt, ohne Möglichkeit aufgrund  
der anhaltenden Kämpfe zu Fachärzten zu 
gelangen.“

Seit der Härtefallanzeige im August 2025 gab  
es keine Rückmeldung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 5  Benannte Gründe für einen Härtefall

 
In Bezug auf Kinder ist die unzureichende Betreuungssi-
tuation in der Umfrage ein weiterer zahlenmäßig relevan-
ter Grund für eine besondere Härte: 10 Fallbeschreibun-
gen erläutern, dass die Betreuung eines oder mehrerer 
Kinder im Ausland unsicher ist, da sie durch eine kranke 
oder hochbetagte Person erfolgt oder nur zeitlich be-
fristet erfolgen kann. 3 Fallschilderungen berichten von 
Kindern ohne jegliche Betreuung im Ausland.
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„Mutter und Kind sind seit 13 Jahren getrennt. Das 
somalische minderjähriges Kind lebt unbegleitet in 
Kenia (ohne Aufenthaltsrecht, ohne Schulbildung 
etc.). Es gibt Hinweise auf psychische Auffälligkei-
ten des Kindes. In Kenia ist keine weitere Betreuung 
gewährleistet und auch die Rückreise nach Soma-
lia und dortige Betreuung ist nicht möglich.“

Die Familie ist seit Juli 2012 physisch getrennt. Die 
Asylantragstellung der Mutter erfolgte im Sep-
tember 2016. Im Mai 2017 wurde sie als subsidiär 
Schutzberechtigt anerkannt. Der Familiennachzug 
wurde im Dezember 2018 beantragt (nach Ende 
der damals geltenden ersten Aussetzung des Fa-
miliennachzugs eingereicht). Die Härtefallanzeige 
wurde im Oktober 2025 eingesandt; bisher keine 
Rückmeldung. 

Laut Auswärtigem Amt stellt der bloße Umstand eines un-
begleiteten (Klein-)Kindes im Ausland noch keinen Här-
tefall dar, da die Vergleichsgruppe zu groß sei. Weitere 
Gründe (lange Trennungszeit, Erkrankungen o. ä.) müss-
ten hinzukommen, um einen Härtefall anzunehmen.14

Acht Fallschilderungen nennen kranke oder behinderte 
erwachsene Personen im Ausland. Regelmäßig wird be-
nannt, dass durch die Krankheit/Behinderung eine prekä-
re Lebenssituation für alle Familienmitglieder im Ausland, 
insbesondere Minderjährige, entsteht, da das Erwerbs-
einkommen der erwachsenen Person ausfällt und zu-
sätzliche hohe Kosten für Behandlungen und Fahrwege 
zu Kliniken entstehen. 

„Die Ehefrau meines Klienten hat Multiple Sklerose 
(ärztlich attestiert) und kann in Syrien nicht ange-
messen dagegen behandelt werden. Aufgrund ihrer 
Erkrankung kann sie weder arbeiten, um Geld für 
die Familie zu verdienen, noch sich um die sechs 
minderjährigen Kinder kümmern. Die älteren Kinder 
können nicht die Schule besuchen, da sie die Mutter 
und die jüngeren Geschwister versorgen müssen.“

Die Asylantragstellung des Ehemanns in Deutsch-
land erfolgte im Oktober 2022. Die Anerkennung 
des Ehemanns als subsidiär Schutzberechtigt 
erfolgte im Februar 2024 und im gleichen Monat 
wurde der Familiennachzug beantragt. Die Härte-
fallanzeige wurde im Oktober 2025 übermittelt. 

Schwere, nur im Bundesgebiet zu behandelnde Krank-
heiten sowie der bevorstehende Tod eines Familienmit-
glieds werden in der Weisung des Auswärtigen Amtes 

14  Siehe Auswärtiges Amt, Bewertung von Härtefallanzeigen nach § 22 S. 1 AufenthG im Kontext des Familiennachzugs zu subsidiär Schutzberechtigten, 
via FragDenStaat, Stand 22.07.2025.

explizit als Grund für die Annahme eines Härtefalls ge-
nannt. Ob chronische Erkrankungen oder vor Ort nicht 
ausreichend behandelbare Krankheiten einen Härtefall 
begründen können, bleibt offen. Erschwerend kommt 
hinzu, dass aussagekräftige Atteste nach der Maßgabe 
deutscher Behörden in Kriegs- und Krisengebieten kaum 
beschaffbar sind.

Sechs Fallschilderungen berichten von einer Bedrohung 
von Leib und Leben der Familie im Ausland. Beispiele da-
für sind drohende Zwangsverheiratungen von Mädchen, 
drohende oder erfolgte sexualisierte Gewalt, oder Bedro-
hungen der Familie durch nichtstaatliche Verfolgungsak-
teure. Ein Nachweis solcher Konstellationen in behörd-
lichen Verfahren ist äußerst schwierig, da schriftliche 
Unterlagen oder Dokumente faktisch kaum vorliegen. 

Da die Prüfung der Härtefallanzeigen mehrere Mona-
te in Anspruch nimmt und der Weg zum Rechtsschutz 
zumindest erschwert ist, enthält die im Februar 2026 
durchgeführte Umfrage kaum Angaben zum Ausgang 
der geschilderten Härtefallverfahren. Vor dem Hinter-
grund, dass bis zum Mai 2026 insgesamt nur 7 Visa für 
eine Aufnahme der Angehörigen erteilt wurden und den 
öffentlich gewordenen restriktiven Kriterien des Aus-
wärtigen Amts ist jedoch nicht damit zu rechnen, dass 
die in der Umfrage geschilderten Fälle im behördlichen 
Verfahren überwiegend oder auch nur zum Teil positiv 
entschieden werden.

4. Der Zugang zum Rechtsschutz ist stark 
erschwert. 

Die bisherigen Erfahrungen der Anwältinnen von IRAP 
offenbaren erhebliche Mängel hinsichtlich des Zugangs 
zum Rechtsschutz: 

•	 Dem eigentlichen Antragsverfahren ist ein intranspa-
rentes Vorprüfungsverfahren vorangestellt.

•	 Nach Abschluss des Vorprüfungsverfahrens ergehen 
keine rechtsmittelfähigen Bescheide.

•	 Stattdessen sollen sich die Betroffenen erneut auf ei-
ner Terminwarteliste der zuständigen Botschaft regis-
trieren. Ein Botschaftstermin zur Antragstellung wird 
erst nach Durchlaufen all dieser Schritte vergeben.

•	 Ohne persönliche Vorsprache zur Identitätsfeststel-
lung bei der Botschaft kann grundsätzlich keine Vi-
sumerteilung im Wege der Untätigkeitsklage gericht-
lich erwirkt werden.

Die öffentlich zugänglichen Informationen des Auswär-
tigen Amts erwecken den Eindruck, dass die Familien 
zwingend eine Härtefallanzeige bei IOM FAP stellen und 

https://fragdenstaat.de/dokumente/272620-bewertung-von-haertefallanzeigen-nach-ss-22-s-1-aufenthg-im-kontext-des-familiennachzugs-zu-subsidiaer-schutzberechtigten/
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das (gesetzlich nicht vorgesehene) Vorprüfungsverfah-
ren durchlaufen müssen.15 Die Härtefallanzeige stellt da-
bei nach Ansicht des Auswärtigen Amtes formal keinen 
Visumantrag dar.16

Wie in Abschnitt 2.2 geschildert, leitet IOM FAP Härte-
fallanzeigen nach Einholen der Unterlagen und einem 
Online-Interview zur weiteren Prüfung an das Bundes-
verwaltungsamt und das Auswärtige Amt weiter. Fällt die 
Prüfung dort negativ aus, erhalten die Betroffenen eine 
E-Mail mit schriftlicher Absage des Auswärtigen Amts.17 
Bei dieser E-Mail handelt es sich laut Ansicht des Aus-
wärtigen Amts nicht um einen rechtsmittelfähigen Be-
scheid, gegen den Klage erhoben werden könnte.18 

Um einen rechtsmittelfähigen Bescheid zu erhalten, 
muss sich die Familie nach Ablehnung der Härtefallan-
zeige zunächst auf einer Terminwarteliste der zuständi-
gen deutschen Botschaft registrieren. Sofern sie – nach 
voraussichtlich mehrmonatiger Wartezeit – einen Termin 
erhält, kann sie bei der Botschaft vorsprechen, um einen 
Antrag zu stellen. Dieser wird – nach voraussichtlich wie-
derum mehreren Monaten Bearbeitungszeit einschließ-
lich der Beteiligung der lokalen Ausländerbehörde am 
Wohnort des Schutzberechtigten in Deutschland – aller 
Wahrscheinlichkeit nach ebenfalls ablehnend beschie-
den werden. Erst diese Ablehnung zählt jedoch als offi-
zieller Bescheid im verwaltungsrechtlichen Sinne, gegen 
den Klage erhoben werden kann.19 

Dieser Verfahrensaufbau wirkt sich problematisch auf 
den Zugang zum Rechtsschutz aus.  Denn laut ständiger 

15  Darauf hinweisend, dass das Vorprüfungsverfahren gesetzlich nicht vorgesehen ist, siehe VG Berlin, Urteil vom 03.12.2025, VG 38 K 427/24 V, 
Rn. 38, und VG 38 K 529/24 V, Rn. 38.

16  Diese Rechtsauffassung wird gegebenenfalls auch vor Gericht Bestand haben, da IOM FAP als externer Dienstleister wohl für keine zur Annahme 
eines Antrages befugte Stelle gehalten wird.

17  Siehe BT-Drs. 21/4915, Antwort auf Frage 22.

18  Auswärtiges Amt, Wichtige Information: Aussetzung des Familiennachzugs zu subsidiär Schutzberechtigten, Stand 12.05.2026.

19  Erst seit März 2026 wird dieser Weg zum Rechtsschutz auf der Website des Auswärtigen Amts beschrieben. Vorher existierte keine öffentlich 
einsehbare Information dazu. 

20  Siehe etwa OVG Berlin-Brandenburg, Beschuss vom 21.11.2024, 3 S 141/24, 3 M 53/24. So auch jüngst in einem dringenden Härtefall: VG Berlin, 
Beschluss vom 24.04.2026, VG 11 L 290/26 V.

Rechtsprechung des für Visumverfahren zuständigen 
Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg kann im 
Wege einer Untätigkeitsklage bzw. des Eilrechtsschutzes 
gerade nicht auf Erteilung eines Visums geklagt werden, 
wenn es noch keinen Botschaftstermin gegeben hat, bei 
dem die Identität der Antragstellenden überprüft werden 
konnte.20 Familien, die also noch keinen Botschaftster-
min zur tatsächlichen Antragstellung hatten – sei es, weil 
sie trotz Bedarfs nicht priorisiert wurden oder weil ihre 
Härtefallanzeige durch IOM FAP nicht an das Auswärtige 
Amt weitergeleitet wurde (etwa wegen vermeintlich un-
vollständiger Unterlagen) –, können schlichtweg keinen 
Rechtsschutz ersuchen. In der Praxis stecken viele Be-
troffene daher im Vorprüfungsverfahren fest, ohne dass 
sie hiergegen gerichtlich vorgehen könnten.

Dies wirkt sich vor allem in eilbedürftigen Fällen fatal aus. 
So stellten etwa die Angehörigen eines schwerkranken 
Jungen, dessen Vater als subsidiär Schutzberechtigter 
in Deutschland lebt, bereits im Sommer 2025 eine Härte-
fallanzeige. Der Familie war zuvor wegen der Erkrankung 
des Jungen ein Sondertermin bei der Botschaft verspro-
chen worden, zu dem es wegen der Aussetzung jedoch 
nie kam. Trotz mehrfacher Sachstandsanfragen durch 
die Familie hat bis Mai 2026 noch nicht einmal ein Inter-
view mit IOM FAP stattgefunden. Hiergegen wird durch 
IRAPs Anwältinnen nunmehr Untätigkeitsklage und Eil-
antrag eingelegt werden. Beides wird aller Voraussicht 
nach mangels Botschaftstermins und mit diesem einher-
gehender Identitätsklärung vor dem Verwaltungsgericht 
keinen Erfolg haben. Die Familie steckt weiterhin im Vor-
prüfverfahren durch IOM FAP fest.

 
 
 
 
 

https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/NJRE001631666
https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/NJRE001631889
https://dserver.bundestag.de/btd/21/049/2104915.pdf
https://www.auswaertiges-amt.de/de/2727950-2727950
https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/NJRE001595802
https://refugeerights.org/news-resources/lkt-legal-practitioner-resources-on-germanys-suspension-of-family-reunification-for-beneficiaries-of-subsidiary-protection#deutsch
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Die Aussetzung  
des Familiennachzugs  
in der Rechtsprechung

21  Siehe EGMR, Urteil vom 09.07.2021, M.A. gegen Dänemark; EGMR, Urteil vom 06.03.2023, M.T. u.a. gegen Schweden; BVerfG, Urteil vom 
12.05.1987, 2 BvR 1226/83, BVerfGE 76, 1; BVerfG, Beschluss vom 09.12.2021, 2 BvR 1333/21.

22  EGMR, Urteil vom 09.07.2021, M.A. gegen Dänemark, Rn. 193.

23  Siehe u.a. BVerfG, Beschluss vom 20.03.2018, 2 BvR 1266/17.

24  EGMR, Urteil vom 09.07.2021, M.A. gegen Dänemark; EGMR, Urteil vom 06.03.2023, M.T. u.a. gegen Schweden.

25  EGMR, Urteil vom 09.07.2021, M.A. gegen Dänemark, Rn. 162.

Entscheidungen der höchsten nationalen und europäi-
schen Gerichte zur aktuellen Aussetzung des Familien-
nachzugs zu subsidiär Schutzberechtigten in Deutsch-
land stehen derzeit noch aus. In den vergangenen 
Jahren sind jedoch verschiedene höchstrichterliche Ent-
scheidungen zur Zumutbarkeit von Familientrennungen 
ergangen, die einer Aussetzung des Familiennachzugs 
konkrete grund- und menschenrechtliche Grenzen auf-
erlegen. 

1. Grund- und menschenrechtliche Vorgaben 
aus der höchstrichterlichen Rechtsprechung 

Sowohl aus der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts (BVerfG) als auch des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte (EGMR) ergibt sich, dass 
die pauschale Ablehnung eines Familiennachzugsbe-
gehrens unzulässig ist.21 Zur Wahrung der durch eine 
Aussetzung des Familiennachzugs betroffenen Grund- 
und Menschenrechte muss den Betroffenen die Möglich-
keit bleiben, ihren individuellen Fall durch die staatlichen 
Behörden überprüfen zu lassen. Der EGMR betont dabei, 
dass diese Einzelfallprüfung einen Zugang zum in Art. 
8 EMRK gewährleisteten Schutz der Familie sicherstel-
len muss, der „praktisch und effektiv“ statt „theoretisch 
und illusorisch“ ist.22 Während das BVerfG in mehreren 
Eilrechtsschutzverfahren zur ersten Aussetzung von 
2016-2018 letztlich nicht über deren Verfassungsmäßig-
keit entschied, verwies es ebenso darauf, dass der Mög-
lichkeit einer Härtefallprüfung eine entscheidende Rolle 
bei der Wahrung der Verfassungsmäßigkeit der Ausset-
zungsregelung zukommt.23 

Der EGMR hat sich 2021 und 2022 mit der Frage be-
fasst, ob im Jahr 2016 eingeführte Aussetzungen des 
Familiennachzugs für subsidiär Schutzberechtigte in 
Dänemark und Schweden gegen Art. 8 EMRK versto-
ßen.24 Dabei machte der Gerichtshof deutlich, dass im 
Rahmen der – für zwingend notwendig erachteten – Ein-
zelfallprüfung die Interessen der betroffenen Familien 
und die staatlichen Interessen in einen gerechten Aus-
gleich zu bringen sind. Zu Gunsten der betroffenen Fa-
milien sind dabei die Dauer der Familientrennung, das 
Kindeswohl und die Situation der Familienangehörigen 
im Herkunfts- sowie im Aufenthaltsstaat zu berücksich-
tigen. Dabei fällt besonders ins Gewicht, ob der Fami-
lie möglich ist, die Familieneinheit im Herkunfts- oder 
einem Drittstaat wiederherzustellen. Hinsichtlich der 
zumutbaren Trennungsdauer hat der EGMR zwar keine 
absoluten Grenzwerte festgelegt. Er führte jedoch aus, 
dass bei einer über zwei Jahre hinausgehenden Warte-
zeit die Interessen der Familien zunehmend schwerer 
ins Gewicht fallen.25

Im Fall M.A. gegen Dänemark (2021) befand der Ge-
richtshof, dass die dänische Aussetzung des Familien-
nachzugs Art. 8 EMRK verletzt habe. Die konkrete Re-
gelung nahm die Form einer verpflichtenden 3-jährigen 
Wartefrist an, bevor eine Person nach Erhalt des sub-
sidiären Schutzstatus den Familiennachzug beantragen 
konnte. Im vorliegenden Fall handelte es sich um ein 
Ehepaar ohne Kinder, dem es nicht möglich war, die Fa-
milieneinheit außerhalb Dänemarks wiederherzustellen. 
Die dänische Regelung für die notwendige Einzelfallprü-
fung hatte der Gerichtshof dabei für ineffektiv befunden, 
da sie nur „sehr enge Ausnahmen“ betroffen und keine 

➂   

https://hudoc.echr.coe.int/fre#%7B%22itemid%22:%5B%22001-211178%22%5D%7D
https://hudoc.echr.coe.int/eng#%7B%22itemid%22:%5B%22001-220013%22%5D%7D
https://www.servat.unibe.ch/tools/DfrInfo?Command=ShowPrintText&Name=bv076001
https://www.servat.unibe.ch/tools/DfrInfo?Command=ShowPrintText&Name=bv076001
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2021/12/rk20211209_2bvr133321.html
https://hudoc.echr.coe.int/fre#%7B%22itemid%22:%5B%22001-211178%22%5D%7D
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2018/03/rk20180320_2bvr126617.html
https://hudoc.echr.coe.int/fre#%7B%22itemid%22:%5B%22001-211178%22%5D%7D
https://hudoc.echr.coe.int/eng#%7B%22itemid%22:%5B%22001-220013%22%5D%7D
https://hudoc.echr.coe.int/fre#%7B%22itemid%22:%5B%22001-211178%22%5D%7D
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„individuelle Einschätzung des Interesses an der Fami-
lieneinheit im Licht der konkreten Situation der betroffe-
nen Personen“ ermöglicht habe.26 

Im Fall M.T. gegen Schweden (2022) kam der EGMR 
zum Schluss, dass die schwedische Aussetzung des 
Familiennachzugs Art. 8 EMRK nicht verletzt habe. Dabei 
maß der Gerichtshof dem Umstand Bedeutung zu, dass 
es im vorliegenden Fall um eine ehemals minderjährige 
Referenzperson ging, die im Laufe des Verfahrens voll-
jährig geworden war. Die faktische Trennungszeit des 
Kindes von seinen Eltern vor Erreichen der Volljährigkeit 
habe damit laut Berechnung des Gerichts nur 1 Jahr und 
5 Monate betragen. Darüber hinaus bewertete das Ge-
richt die schwedische Einzelfallregelung als grundsätz-
lich effektiv. Die entsprechende Vorschrift bezog sich 
konkret auf Verpflichtungen Schwedens, die sich aus in-
ternationalen Konventionen wie der EMRK ergeben, und 
war daher ihrem Wortlaut nach nicht auf eng definierte 
Härtefälle beschränkt.

Der EGMR beschäftigte sich in den beiden Urteilen auch 
mit der Frage, in welchem Umfang die Aufnahme- und In-
tegrationssysteme in Dänemark und Schweden tatsäch-
lich besonders belastet gewesen waren. Dabei wurde 
dem Anstieg der Asylantragszahlen die größte Bedeu-
tung beigemessen.27 In den relevanten Jahren 2013-2015 
hatten sich die Asylantragszahlen EU-weit und auch in 
Dänemark in relativ kurzer Zeit verdreifacht.

Berücksichtigt man diese Vorgaben des EGMR, ist die 
aktuelle Aussetzung des Familiennachzugs zu subsidi-
är Schutzberechtigten in Deutschland kaum mit dem in 
Art. 8 EMRK garantierten Schutz der Familie vereinbar. 
Dies gilt einerseits, da mangels einer Stichtagsregelung 
in Deutschland auch Familien von der Aussetzung be-
troffen sind, die schon seit vielen Jahren ihre Verfahren 
betreiben. Zum anderen dürfte die deutsche Einzelfall-
regelung des § 22 AufenthG, jedenfalls in ihrer aktuellen 
restriktiven Auslegung, kaum als effektiv im Sinne des 
EGMR gelten. Dies gilt sowohl für den mangelhaften Zu-
gang zur Einzelfallüberprüfung als auch für die durch 
das Auswärtige Amt extrem restriktive Interpretation zu-
mutbarer Familientrennungszeiten. Zuletzt dürfte auch 
die Belastung der Aufnahmekapazitäten in Deutschland 
für einen derart schwerwiegenden Eingriff in das Recht 
auf Familie nicht ausreichen (siehe Abschnitt 5.).

Neuere Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richts (BVerwG) zu zumutbaren Trennungszeiten im Fa-

26  Ebenda, Rn. 192 f. 

27  Ebenda, Rn. 171 ff.; EGMR, Urteil vom 06.03.2023, M.T. u.a. gegen Schweden, Rn. 61 ff.

28  BVerwG, Urteil vom 17.12.2020, 1 C 30.19, Rn. 21.

29  Ebenda, Rn. 36. Das BVerwG wies darauf hin, dass von diesen Regelgrenzwerten bei Hinzutreten besonderer Umstände nach oben oder unten 
abgewichen werden kann.

30  Ebenda, Rn. 52.

miliennachzug gibt zusätzlich Aufschluss über die ver-
fassungsrechtlichen Grenzen einer Familientrennung. 
Das Gericht befasste sich mit der Frage, ob es recht-
mäßig ist, eine sogenannte „Transitehe“ (einer Ehe, die 
nach Verlassen des Herkunftslandes während der Flucht 
geschlossen wurde) von der – mittlerweile ausgesetzten, 
aber zum Entscheidungszeitpunkt gültigen – Kontingent-
regelung des § 36a AufenthG für den Familiennachzug 
zu subsidiär Schutzberechtigten auszuschließen. Es ur-
teilte, dass der Regelausschluss solcher Ehen zulässig 
ist, solange dem Grundrechtsschutz von Ehe und Familie 
(Art. 6 Grundgesetz (GG)) durch Ausnahmeregelungen 
Rechnung getragen werden könne.28 Zugleich stellte das 
BVerwG in dieser Entscheidung Grenzwerte für eine ver-
fassungsrechtlich zumutbare Familientrennung auf:

•	 4 Jahre bei Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit  
der Wiederherstellung der Familieneinheit außerhalb 
Deutschlands; 2 Jahre, wenn ein Kleinkind involviert 
ist,

•	 5 Jahre bei Zumutbarkeit und Möglichkeit der Wieder-
herstellung der Familieneinheit außerhalb Deutsch-
lands; 3 Jahre, wenn ein Kleinkind involviert ist.29

Das BVerwG prüfte im selben Verfahren auch, ob aus-
nahmsweise ein Visum nach § 22 AufenthG erteilt wer-
den könne. Es verwies diesbezüglich darauf, dass die 
Schwelle für die Annahme eines Visums nach § 22 Auf-
enthG höher liegen müsse als bei der Annahme eines 
Ausnahmefalles vom Regelausschluss zum Familien-
nachzug zu subsidiär Schutzberechtigten nach der – da-
mals noch gültigen – Kontingentregelung (§ 36a Abs. 3 S. 
1 Nr. 1 AufenthG).30

Auf genau diesen Verweis beruft sich das Auswärtige Amt 
nun in seiner Weisung zur Interpretation von Härtefällen 
nach § 22 AufenthG während der aktuellen Aussetzung 
des Familiennachzugs (zur Weisung siehe Abschnitt 1). 
Es nimmt ihn zum Anlass, die zumutbaren Trennungszei-
ten aus der soeben besprochenen BVerwG-Rechtspre-
chung von 4 auf 10 Jahre zu erhöhen und damit mehr 
als zu verdoppeln. Damit ignoriert das Auswärtige Amt 
jedoch, dass der Norm des § 22 AufenthG im Gesamt-
gefüge des Aufenthaltsrechts infolge der Aussetzung 
des Familiennachzugs eine neue Funktion zukommt, 
nämlich die der Wahrung der Verfassungsmäßigkeit und 
Menschenrechtskonformität der Aussetzung im Ganzen. 
Diese Rolle hat ihr der Gesetzgeber explizit zugedacht, 
sie darf nicht durch eine restriktive Anwendung der Ver-

https://hudoc.echr.coe.int/eng#%7B%22itemid%22:%5B%22001-220013%22%5D%7D
https://www.bverwg.de/171220U1C30.19.0
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waltung ausgehöhlt werden.31 Im Rahmen der Rechtspre-
chung zu den Regelgrenzwerten bei Transitehen hat das 
BVerwG bereits eine verfassungsrechtliche Abwägung 
zwischen den individuellen Interessen der Familien ge-
genüber den staatlichen Interessen an einer effektiven 
Zuwanderungskontrolle vorgenommen. Diese Abwä-
gung gilt auch hier.

2. Aktuelle nationale Rechtsprechung zur 
Aussetzung des Familiennachzugs

In der Rechtsprechung hat sich bislang noch keine klare 
Linie in Bezug auf die Anwendung des § 22 AufenthG 
im Rahmen der aktuellen Aussetzung des Familiennach-
zugs herausgebildet. Die zur Verfügung stehenden Ent-
scheidungen stammen bisher weitestgehend aus der 
ersten Instanz. Richtungsweisende Entscheidungen des 
Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg und des 
Bundesverwaltungsgerichts stehen noch aus.

Erstinstanzlich wurde insbesondere zu Beginn der Aus-
setzung noch durch einzelne Kammern des Verwaltungs-
gerichts (VG) Berlin argumentiert, es gebiete sich eine 
„klassische“ Auslegung des § 22 AufenthG, wonach Visa 
nur in singulären Einzelschicksalen zu erteilen seien.32 
Diese Rechtsauffassung wird sich aber wohl kaum halten 
lassen angesichts des Umstands, dass der Gesetzgeber 
§ 22 AufenthG explizit die Funktion zugewiesen hat, die 
Verfassungs- und Menschenrechtskonformität der Aus-
setzung zu wahren.

31  So heißt es im Gesetzesentwurf: „Den verfassungs- und völkerrechtlichen Vorgaben wird durch eine Regelung Rechnung getragen, die trotz der 
vorübergehenden Aussetzung klarstellt, dass Aufnahmen nach § 22 und § 23 AufenthG weiterhin möglich sind [...]. Bei den im Rahmen einer Einzel-
fallbetrachtung zu berücksichtigenden humanitären Gründen sind vor dem Hintergrund der Gewährleistung des Artikel 8 EMRK auch die Dauer der 
Trennung, das Kindeswohl sowie unüberwindbare Hindernisse, die Familieneinheit im Herkunftsland herzustellen, zu berücksichtigen.” Siehe BT-Drs. 
21/321, S. 13.

32  Siehe VG Berlin, Urteil vom 27.08.2025, 13 K 42/25 V.

33  Siehe VG Berlin, Urteil vom 10.11.2025, 21 K 116/23 V; VG Berlin, Urteil vom 23.09.2025, VG 11 K 135/25 V.

34  Siehe VG Berlin, Urteil vom 27.03.2026, 38 K 194/24 V.

35  Ebenda. Die Grenzwerte beziehen sich auf sogenannte Vorfluchtehen, bei denen die Ehe also bereits vor der Flucht des in Deutschland lebenden 
subsidiär Schutzberechtigten bestanden hat. Ob 4 oder 5 Jahre angelegt werden, ist abhängig davon, ob die Familieneinheit außerhalb Deutschlands 
wiederherstellbar ist.

Jüngere Entscheidungen des VG Berlin erkennen grund-
sätzlich an, dass im Rahmen von § 22 AufenthG die 
Schutzwirkungen aus Art. 6 GG und Art. 8 EMRK zu be-
rücksichtigen sind. In der praktischen Umsetzung erweist 
sich die Rechtsprechung jedoch mitunter als restriktiv. 
So wird etwa teilweise davon ausgegangen, dass eine 
überlange Trennungszeit allein nicht ausreichen könne, 
um die Erteilung eines Visums nach §  22 AufenthG zu 
begründen, sondern vielmehr weitere außergewöhnliche 
Umstände hinzutreten müssten.33

Andere Kammern des VG Berlin hingegen verweisen da-
rauf, dass überlange Trennungszeiten allein sehr wohl 
hinreichend sein können, um einen Anspruch auf den Fa-
miliennachzug nach § 22 zu begründen.34 Die Grenzwer-
te der üblichen Unzumutbarkeit einer Familientrennung 
werden dabei etwa durch die 38. Kammer bei 4 bzw. 5 
Jahren verortet – erheblich weniger als die mit 10 bzw. 
12,5 Jahren extrem hoch angelegten Werte aus der inter-
nen Weisung des Auswärtigen Amts.35

 
 
 
 
 
 

https://dserver.bundestag.de/btd/21/003/2100321.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/003/2100321.pdf
https://refugeerights.org/news-resources/lkt-legal-practitioner-resources-on-germanys-suspension-of-family-reunification-for-beneficiaries-of-subsidiary-protection#deutsch
https://refugeerights.org/news-resources/lkt-legal-practitioner-resources-on-germanys-suspension-of-family-reunification-for-beneficiaries-of-subsidiary-protection#deutsch
https://refugeerights.org/news-resources/lkt-legal-practitioner-resources-on-germanys-suspension-of-family-reunification-for-beneficiaries-of-subsidiary-protection#deutsch
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Der Familiennachzug  
für subsidiär Schutz­
berechtigte im europäischen 
Vergleich

36  Siehe European Migration Network (EMN, 2025), Family Reunification of Third-Country Nationals, S. 24.

37  Europäische Kommission (2014), Leitlinien zur Anwendung der Richtlinie 2003/86/EG des Rates betreffend das Recht auf Familienzusammen-
führung, S. 29.

38  Siehe EMN, Belgian Constitutional Court temporarily suspends stricter reception and family reunification rules, 26.02.2026.

39  So hat ein Bündnis aus Nichtregierungsorganisationen und Rechtsexpertinnen im April 2026 eine Beschwerde bei der EU-Kommission gegen 
Österreich wegen Verstoßes gegen die Rechtsordnung der EU eingereicht und sie aufgefordert, ein Vertragsverletzungsverfahren zu prüfen. Siehe 
ORF.at, „Familiennachzug: NGO-Beschwerde bei EU-Kommission”, 27.04.2026. Im Juni 2026 soll die aktuelle österreichische Aussetzung des 
Familiennachzugs durch eine Quotenregelung ersetzt werden.

Dieser Abschnitt setzt die deutsche Aussetzung des 
Familiennachzug in den Kontext der Praxis anderer EU-
Staaten. Neben den angegebenen Quellen basiert er 
auf IRAPs Erfahrungen aus anwaltlicher Vertretung in 
Familiennachzugsverfahren in Schweden und Belgien. 

1. In welchen EU-Staaten ist der Familien­
nachzug für subsidiär Schutzberechtigte 
ausgesetzt?

Die meisten EU-Staaten machen beim Familiennachzug 
keinen Unterschied zwischen Flüchtlingen und subsi-
diär Schutzberechtigten.36 Damit folgen sie den Emp-
fehlungen der EU-Kommission, die die Mitgliedstaaten 
in ihren Leitlinien zum Familiennachzug 2014 aufgefor-
dert hat, Flüchtlingen und subsidiär Schutzberechtigten 
ähnliche Rechte zu gewähren, da sie dieselben humani-
tären Schutzbedürfnisse haben.37 

Im Jahr 2024 waren Österreich und Lettland die einzi-
gen EU-Staaten, in denen für subsidiär Schutzberech-
tigte eine Wartezeit galt, bevor sie den Familiennachzug 
beantragen konnten. 2025 haben neben Deutschland 
zusätzlich Belgien und Finnland eine individuelle zwei-
jährige Wartezeit für subsidiär Schutzberechtigte ein-

geführt (siehe Abb. 6). In Belgien wird dabei durch eine 
Übergangsregelung sichergestellt, dass diese Warte-
zeit nur für Personen gilt, die nach Inkrafttreten des 
Gesetzes den subsidiären Schutzstatus erhalten haben. 
Das belgische Verfassungsgericht hat im Februar 2026 
die Wartezeit und weitere Restriktionen für subsidiär 
Schutzberechtigte temporär außer Kraft gesetzt und 
dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) Fragen über die 
Rechtmäßigkeit dieser Regelungen zur Vorabentschei-
dung vorgelegt.38

Österreich hat – zusätzlich zu einer bereits geltenden 
3-jährigen Wartefrist für den Familiennachzug für sub-
sidiär Schutzberechtigte – im Juli 2025 ein Gesetz ein-
geführt, dass es der Regierung erlaubt, über einen Zeit-
raum von insgesamt zwei Jahren die Bearbeitung von 
Familiennachzugsanträgen für jeweils sechs Monate 
auszusetzen. Das Gesetz gilt für Flüchtlinge und sub-
sidiär Schutzberechtigte gleichermaßen. Es steht poli-
tisch und rechtlich stark in der Kritik, da es klar gegen 
die EU-Familienzusammenführungsrichtlinie verstößt 
und sich auf Art. 72 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union (AEUV) beruft, wobei die ös-
terreichische Regierung eine Bedrohung der öffentli-
chen Ordnung bzw. der nationalen Sicherheit geltend 
macht.39

➃  
 

https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/EN/EMN/FlashInformSyntheseberichte/Inform/emn-inform-familiennachzug.html?nn=286224
https://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2014_2019/documents/com/com_com(2014)0210_/com_com(2014)0210_de.pdf
https://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2014_2019/documents/com/com_com(2014)0210_/com_com(2014)0210_de.pdf
https://emnbelgium.be/news/belgian-constitutional-court-temporarily-suspends-stricter-reception-and-family-reunification
https://orf.at/stories/3428102/
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Die niederländische Regierung hat der Einführung einer 
zweijährigen Wartefrist im April 2026 den Weg geeb-

40  Siehe Dutch Immigration and Naturalisation Service, Stand 29.05.2026.

net. Ein entsprechendes Gesetz soll voraussichtlich am 
12.06.2026 in Kraft treten.40

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Abb. 6  Familiennachzug für subsidiär Schutzberechtigte im europäischen Vergleich41 (Stand: 29.05.2026)

41  Quellen: EMN (2025), Family Reunification of Third Country Nationals; ECRE (2025), AIDA National Country Reports sowie die Webseiten der 
jeweiligen staatlichen Behörden, Stand 29.05.2026. Gelistet sind alle Staaten, für die die EU-Familienzusammenführungsrichtlinie anwendbar ist. 
Dies sind alle EU-Staaten mit Ausnahme von Irland und Dänemark. Auch für Irland und Dänemark gelten jedoch die Vorgaben der Europäischen 
Menschenrechtskonvention.

42  Siehe Art. 8 der EU-Familienzusammenführungsrichtlinie.

43  Zu den Wartezeiten für die Beantragung von Visa zum Familiennachzug bei deutschen Botschaften, siehe Abschnitt 1.

2. Wie ist die Aussetzung des Familien­
nachzugs im europäischen Vergleich 
ausgestaltet?

In der Mehrzahl der Staaten, die den Familiennachzug für 
subsidiär Schutzberechtigte temporär ausgesetzt hat, 
nimmt die Aussetzung die Form einer individuellen War-
tefrist an, wie sie die Familienzusammenführungsrichtli-
nie der EU in bestimmten Konstellationen vorsieht (siehe 
Abb. 7). Diese beträgt in der Regel zwei, in Ausnahmefäl-
len drei Jahre.42 Eine pauschale Aussetzung der Bearbei-
tung aller Anträge – unabhängig von der bereits erfolgten 
Wartezeit im individuellen Fall – haben lediglich Deutsch-
land und Österreich eingeführt. Deutschland hatte den 
Familiennachzug für subsidiär Schutzberechtigte bereits 
von 2016 bis 2018 pauschal ausgesetzt, ebenso Schwe-
den von 2016 bis 2019. In beiden Fällen galt für die pau-
schale Aussetzung allerdings eine Stichtagsregelung, 
sodass nur Verfahren von subsidiär Schutzberechtigten 
betroffen waren, die ihre Aufenthaltserlaubnis nach ei-
nem festgelegten Stichtag bekommen hatten. Eine sol-
che Stichtagsregelung gibt es im aktuellen deutschen 
Aussetzungsgesetz nicht. 

Ohne eine Stichtagsregelung wird eine 2-jährige pau-
schale Aussetzung des Familiennachzugs zu deutlich 
längeren Wartezeiten bei den Betroffenen führen als eine 
individuelle 2-jährige Wartefrist. Wie in Abschnitt 2 be-
schrieben, kommt es so aktuell in Deutschland regelmä-

ßig zu Familientrennungszeiten von 5 Jahren und mehr. 
Eine 2-jährige individuelle Wartefrist hingegen bedeutet, 
dass eine Person mit subsidiärem Schutzstatus zwei 
Jahre nach Erhalt der Aufenthaltserlaubnis warten muss, 
bis sie bzw. ihre Familie den Familiennachzug beantra-
gen kann. Da viele Familien in Deutschland ohnehin an-
nähernd zwei Jahre auf einen Botschaftstermin warten, 
um den Familiennachzug beantragen zu können, galt 
eine solche Wartezeit faktisch für sie bereits auch ohne 
die Aussetzung des Familiennachzugs.43

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Abb. 7  Aussetzung des Familiennachzugs für subsidiär 
Schutzberechtigte

https://ind.nl/en/asiel-en-nareis-het-migratiepact-en-andere-ontwikkelingen/new-laws-and-regulations-on-asylum-and-family-reunification
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/EN/EMN/FlashInformSyntheseberichte/Inform/emn-inform-familiennachzug.html?nn=286224
https://asylumineurope.org/reports/
https://eur-lex.europa.eu/eli/dir/2003/86/oj
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3. Wie ist der Zugang zur Einzelfallprüfung 
nach Art. 8 der Europäischen Menschen­
rechtskonvention (EMRK) geregelt?

Mit Ausnahme von Lettland gibt es in allen Staaten, die 
aktuell den Familiennachzug für subsidiär Schutzbe-
rechtigte ausgesetzt haben, eine Ausnahmeregelung für 
Einzelfälle. Diese Einzelfallregelung — die im deutschen 
Kontext verengt als „Härtefallregelung“ diskutiert wird — 
soll sicherstellen, dass Familien, die aufgrund der indivi-
duellen Umstände ihrer Situation einen Anspruch auf Fa-
miliennachzug gemäß Art. 8 EMRK haben, diesen weiter 
geltend machen können (siehe Abschnitt 3). 

Die Einzelfallregelung ist in den verschiedenen Staa-
ten unterschiedlich ausgestaltet. In allen Staaten außer 
Deutschland können die Betroffenen ein Visum auf 
Grundlage der Einzelfallregelung jedoch direkt bei der 
zuständigen Behörde beantragen. Dass Familien zu-
nächst ein Vorverfahren bei einer nicht-staatlichen Stelle 
wie IOM FAP durchlaufen müssen, bevor sie ein Fami-
liennachzugsvisum auf Grundlage der Einzelfallregelung 
beantragen können, ist eine deutsche Sonderkonstella-
tion. Wie in Abschnitt 3 geschildert, bringt diese erheb-
liche Transparenz- und Rechtsschutzprobleme mit sich. 

Das Beispiel der schwedischen Aussetzung von 2016-
2019 zeigt, wie der Zugang zur Einzelfallprüfung auf 
Behördenebene alternativ gestaltet werden kann. In 
Schweden wurden laufende Familiennachzugsanträge 
während der Aussetzung auf Grundlage der schwedi-
schen Einzelfallregelung weiter geprüft. Ein gesonderter 
Antrag war hierfür nicht nötig. Fiel die Prüfung negativ 
aus, wurde ein Ablehnungsbescheid ausgestellt, der 
den Rechtsweg eröffnete.

Zusammenfassend erweist sich das Vorgehen Deutsch-
lands im europäischen Vergleich als restriktiv. Dies gilt 
sowohl für die Tatsache, dass der deutsche Gesetzge-
ber überhaupt für eine (erneute) Aussetzung votiert hat, 
als auch für die konkrete Ausgestaltung der Aussetzung 
und der Einzelfallregelung. Besonders die deutsche Ent-
scheidung für eine pauschale Aussetzung ohne Stich-
tagsregelung und für ein informelles Vorprüfungsver-
fahren bei der Einzelfallprüfung ist ein Sonderweg, der 
im Vergleich zur Praxis anderer EU-Staaten mit deut-
lichen Nachteilen für die Betroffenen einhergeht. 
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Folgen der Aus- 
setzung für die Familien  
und die kommunalen  
Aufnahmestrukturen 

44  Siehe BT-Drs. 21/321, S. 2

45  Siehe etwa Issmailová (2025), Determinants of sociocultural and psychological adaptation of Syrian refugee and non-refugee migrants living in 
Germany. In: Individual and Society [Človek a spoločnosť], Vol. 28 Issue 1; Winkens et al. (2025), ‚Without family, I do not have a life‘: transnational 
family dynamics of unaccompanied refugee adolescents. In: Journal of Ethnic & Migration Studies 51 (11); Löbel und Jacobsen (2021), Waiting for 
kin: a longitudinal study of family reunification and refugee mental health in Germany. In: Journal of Ethnic & Migration Studies 47 (13).

Bei Grundrechtseingriffen muss stets eine Güterabwä-
gung erfolgen: Überwiegt das Interesse des Staates an 
einer bestimmten Regelung gegenüber den individuel-
len Grundrechten, die dadurch beschnitten werden? Das 
Gesetz zur Aussetzung des Familiennachzugs zu sub-
sidiär Schutzberechtigten begründet die Aussetzung 
mit den Herausforderungen für Länder und Kommunen 
durch den Familiennachzug zu subsidiär Schutzberech-
tigte, insbesondere durch die Bereitstellung von aus-
reichendem Wohnraum.44 Die Aussetzung des Fami-
liennachzugs sei für die Entlastung der Kommunen ein 
geeignetes Mittel und belaste die betroffenen Familien 
nicht so sehr, dass dies nicht mehr mit höherrangigem 
Recht vereinbar sei. 

1. Auswirkungen auf die Schutzberechtigten

Die Aussetzung des Familiennachzugs ist eine enorme 
psychische und soziale Belastung für die Betroffenen. 
Erkenntnisse aus sozialwissenschaftlicher und psycho-
logischer Forschung zum Familiennachzug in den letzten 
Jahren zeigen einen deutlichen negativen Zusammen-
hang zwischen Familientrennung und der psychischen 
Gesundheit, Lebenszufriedenheit und verschiedenen 
Integrationsparametern bei geflüchteten Menschen.45 
Diese Zusammenhänge spiegeln sich auch in den Ergeb-
nissen der durchgeführten Umfrage wider:

Befragt nach den Auswirkungen der Aussetzung des 
Familiennachzugs auf ihre Arbeit und die soziale Infra-
struktur nannten 129 Beratende (von 164 Rückmelden-
de) eine stark erhöhte psychische Belastung, Gefühle 
von Ohnmacht und Verzweiflung bei den in Deutschland 
lebenden subsidiär Schutzberechtigten. Seitens der Be-
ratungsstellen seien vermehrt Stabilisierungsgespräche 
notwendig; in Einzelfällen war eine Vermittlung in psych-
iatrische Behandlung notwendig. In drei Rückmeldungen 
wurden Suizidabsichten der in Deutschland lebenden 
Person benannt. 

„Menschen, die bereits auf einem guten Weg in 
die Integration waren, versinken in Hoffnungs
losigkeit und Resignation.“ 

„Massive psychische Belastung für die Betrof-
fenen, Klient wurde depressiv und dachte über 
Suizid nach; die Frau im Herkunftsland dachte 
über Trennung nach, da Perspektive völlig un-
gewiss.“

59 Rückmeldungen stellen darüber hinaus einen Zusam-
menhang zwischen der Familientrennung und negativen 
Auswirkungen auf die Kapazitäten des Referenzperson 
zur gesellschaftlichen Teilhabe und Integration her. Be-
tont wird die verminderte Fähigkeit, sich auf Arbeit, Aus-

➄   
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bildung, Schule oder Spracherwerb zu konzentrieren. 
Auch dieser Zusammenhang wird in der Forschung be-
stätigt.46

„Klient*innen, die nun durch die Aussetzung zu-
nächst mal 2 Jahre sicher von der Familie getrennt 
sind, sind psychisch stark belastet. Sie können sich 
kaum auf Deutschkurs und/oder Arbeit konzentrie-
ren. Sie kommen öfter zur Beratung und benötigen 
viel mehr psychosoziale Stabilisierung.“

„Die Betroffenen sind extrem gestresst und 
sowohl das Deutschlernen als auch integratives 
(Freizeit-)Verhalten treten in den Hintergrund.“

36 von 164 Rückmeldungen zur Frage, welche Auswir-
kungen die Aussetzung des Familiennachzugs zu subsi-
diär Schutzberechtigten hatte, thematisierten Überlegun-
gen der Familie, andere Wege für ein Zusammenleben 
zu finden. Davon nennen 16 eine intensive Beratung der 
Person in Deutschland zum Wechsel des Aufenthalts-
status. 14 Rückmeldungen thematisieren die Überlegung 
oder Umsetzung einer (freiwilligen) Rückkehr ins Her-
kunfts- und Erstzufluchtland. In 8 Rückmeldungen wer-
den Überlegungen zu einer Einreise der Angehörigen in 
die EU auf den lebensgefährlichen illegalisierten Wegen 
geschildert. 

„Es gab einen Fall, in dem die Familie sich dann 
selbst auf den Weg gemacht hat, in Griechenland 
landete, dann umständlich über Dublin-Familien-
zusammenführung nach Deutschland mit allerlei 
daraus folgenden Umständen.“

„Viele haben mit dem Gedanken gehadert, ganz 
zurückzukehren, um die Familientrennung zu be-
enden, aber waren sich der schlechten Lage in 
Syrien bewusst und waren in ihrer Entscheidung 
zerrissen.“

Die Auswirkungen der Aussetzung auf die Schutzberech-
tigten in Deutschland werden von den Beratungskräften 
als extrem negativ eingeschätzt. Im Vordergrund steht 

46  Siehe etwa Baillot et al. (2023), ‘Step by step’: the role of social connections in reunited refugee families’ navigation of statutory systems’. In: 
Journal of Ethnic and Migration Studies 49 (17); Wilmsen (2013), Family separation and the impacts on refugee settlement in Australia. In: Australian 
Journal of Social Issues 48 (2); Oxfam International und Refugee Council (2018), Safe but Not Settled: The Impact of Family Separation on Refugees 
in the UK; Strik, de Hart und Nissen (2013), Family Reunification: A Barrier or Facilitator of Integration? A Comparative Study. Immigration Council of 
Ireland. 

47  Siehe Bundestags-Plenarprotokoll 20/61, S. 96

48 Statistisches Bundesamt, Wanderungen zwischen Deutschland und dem Ausland von 1950 bis 2024, Stand 10.04.2026.

49  Mediendienst Integration, Familiennachzug nach Deutschland. Stand 19.02.2026.

50  Siehe Sachverständigenrat für Integration und Migration (2026), Raum für Entwicklung. Wohnen und Teilhabe in der Einwanderungsgesellschaft, 
S. 95ff.

die psychische Belastung und deren Auswirkungen auf 
die Eigenständigkeit und Motivation. Klar werden aber 
auch die deutlichen Auswirkungen auf die mittel- und 
langfristige Lebensplanung der betroffenen Familien und 
deren Fähigkeit, füreinander zu sorgen. Die Aussetzung 
des Familiennachzugs ist enorm belastend für die indi-
viduellen Familienmitglieder und für den Zusammenhalt 
und die Fürsorge der Familienmitglieder untereinander.

2. Auswirkungen auf die kommunalen 
Aufnahmestrukturen

Positive Wirkungen der Aussetzungen auf die kommu
nale Integrationsinfrastruktur werden in der Umfrage un-
ter Migrationsberatenden entweder nicht benannt oder 
aktiv verneint. Lediglich zwei Teilnehmende konstatie-
ren, dass sich die Situation in den Kommunen mit Blick 
auf die Aufnahmestrukturen zwar nicht verbessert habe, 
aber zusätzliche Belastungen der Infrastruktur vermie-
den werden konnte. Seitens des Gesetzgebers sind 
keine Maßnahmen zur Überprüfung der Zielerreichung 
durch die Aussetzung des Familiennachzugs geplant. 
Die Bundesregierung benennt im März 2026 abstrakt, 
dass die Aussetzung des Familiennachzugs die Anreize 
für eine Zuwanderung nach Deutschland verringert habe 
und die Zugangszahlen deutlich gesenkt wurden, ohne 
Belege für diesen Zusammenhang zu nennen.47  

Tatsächlich sinken die Zuzüge von Menschen mit aus-
ländischer Staatsangehörigkeit nach Deutschland be-
reits seit 2022 kontinuierlich.48 Die Zahl der Asylanträge 
sinkt seit 2023 (siehe Abbildung 8), ebenso wie die Zahl 
der Einreisen über Familiennachzüge.49 

Die Belastung für Kommunen durch die Notwendigkeit, 
Geflüchtete und ihre Familien unterzubringen, besteht 
teilweise entkoppelt von den Einreisezahlen weiter-
hin: Vielen Geflüchteten gelingt es aufgrund des ange-
spannten Wohnungsmarkts auch über längere Zeiten 
nicht, aus der kommunalen Unterbringung in eine eige-
ne Wohnung zu ziehen.50 Jedoch melden im November 
2025 die Kommunen in Hinblick auf die Unterbringung 
von Geflüchteten eine Entspannung: Knapp 50% der 
vom Mediendienst Integration und der Universität Hil-
desheim befragten Kommunen sieht eine Verbesserung 

https://www.tandfonline.com/doi/full/10.1080/1369183X.2023.2168633
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https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Wanderungen/Tabellen/wanderungen-zwischen-deutschland-und-dem-ausland-jahr-02.html#fussnote-1-115678
https://mediendienst-integration.de/fluechtlinge/fluechtlinge-in-deutschland/familiennachzug-nach-deutschland/
https://www.svr-migration.de/wp-content/uploads/2026/05/SVR-Jahresgutachten-2026.pdf
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der Unterbringungssituation seit November 2024.51 So 
stellen nur noch 11 % der Kommunen eine Überlastung 
fest. Knapp ¾ der Kommunen beschreiben die Lage aber 
weiterhin als herausfordernd. 

Die Auswirkungen der Aussetzung des Familiennach-
zugs auf die Belastung der Kommunen bei der Integra-
tion sind im Kontext eines übergeordneten Trends rück-
läufiger Einreisen sowohl der Flucht-Migration als auch 
anderer Migrationsbewegungen nach Deutschland zu 
sehen. Dieser Trend setzte bereits deutlich vor der Aus-
setzung des Familiennachzugs im Sommer 2025 ein. 
Isolierte Effekte der Aussetzung des Nachzugs zu subsi-
diär Schutzberechtigten auf die Kapazitäten der Kommu-
nen sind kaum seriös feststellbar bzw. verschwinden in 
den zahlenmäßig weitaus bedeutenderen Entwicklungen 
der gesamten Zuzugszahlen. 

Die Frage, ob die Aussetzung des Familiennachzugs die 
vom Gesetzgeber gewünschten Ziele erreicht, bleibt da-
her offen. Dagegen stehen die massiven negativen Aus-
wirkungen auf die betroffenen Familien. Bei einer Beur-
teilung, ob die Aussetzung des Familiennachzugs nach 
den initialen zwei Jahren verlängert werden sollte, muss 
das Interesse der subsidiären Schutzberechtigten am 
Zusammenleben mit ihrer Familie überwiegen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

51  Kühn und Schlicht (2025), Nicht mehr am Limit. Warum die Lage der Kommunen bei der Flüchtlingsaufnahme dennoch herausfordernd bleibt. 
Expertise für den Mediendienst Integration.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 8  Asylerstanträge in Deutschland, 2015–2025 

https://mediendienst-integration.de/fileadmin/Dateien/EXPERTISE_FLUECHTLINGSAUFNAHME_IN_DEN_KOMMUNEN_MEDIENDIENST_INTEGRATION_NOV_2025_FINAL.pdf
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Empfehlungen
Der Bericht zeigt die rechtlichen und praktischen Aus-
wirkungen der Aussetzung des Familiennachzugs zu 
subsidiär Schutzberechtigten, woraus sich vier Empfeh-
lungen an Legislative und Exekutive ergeben: 

1. Aussetzung nicht verlängern 

Die Aussetzung des Familiennachzugs zu subsidiär 
Schutzberechtigten sollte keinesfalls über den 23.07.2027 
hinaus verlängert werden. In der Zukunft sollte generell 
auf das Instrument der Aussetzung des Familiennach-
zugs verzichtet werden. 

Die Aussetzung hat drastische psychische und prakti-
sche Auswirkungen auf die betroffenen Familien. Dies 
ist sowohl durch die Ergebnisse der Beratungsstellen-
umfrage als auch durch die Forschung belegt. Aus Sicht 
des Deutschen Caritasverbands und des International 
Refugee Assistance Project kann das Ziel der Entlastung 
der Kommunen keinen Vorrang vor dem grundrechtlich 
geschützten Recht auf Familie haben. Dies gilt beson-
ders vor dem Hintergrund, dass die direkte Wirkung der 
Aussetzung des Nachzugs zu subsidiär Schutzberech-
tigten auf die Be- oder Entlastung der Kommunen hinter 
anderen Effekten, insbesondere dem generellen Rück-
gang der Zuzugszahlen, verschwindet und nicht nach-
weisbar ist. 

2. Transparenz und Rechtsschutz 
verbessern 

Für die verbleibende Zeit der Aussetzung des Familien-
nachzugs muss die Härtefallregelung in Hinblick auf das 
Antragsverfahren und den Zugang zum Rechtsschutz 
angepasst werden. 

Die Einführung eines Vorprüfungsverfahrens für Här-
tefallanzeigen erzeugt einen Verfahrensabschnitt, der 
komplett außerhalb der gerichtlichen Überprüfbarkeit 
liegt und den Weg zum Rechtsschutz deutlich erschwert. 
Letzteres ist besonders dadurch problematisch, da es 
bisher keine klare, etablierte Rechtsprechung zur Ertei-
lung von Visa nach § 22 AufenthG gibt. Die Vorprüfung 
durch IOM FAP muss eingestellt werden; Anträge auf 
eine Aufnahme im Härtefall müssen im Rahmen eines re-
gulären Visumverfahrens geprüft werden. 

Der durch die Regierungsfraktionen formulierte An-
spruch, dass die Härtefallregelung transparent gestaltet 
sein soll und die „Zuständigkeiten und das Antragsfor-
mat inklusive des Rechtsschutzes gegen ablehnende 
Entscheidungen klar definiert sein“ müssen, wurde be-
sonders für die ersten acht Monate der Aussetzung nicht 
eingehalten. Informationen zum Verfahren müssen be-
hördlicherseits unmittelbar detailliert und mehrsprachig 
veröffentlicht werden. 

3. Zumutbare Trennungszeiten anpassen 

Für die verbleibende Zeit der Aussetzung des Familien-
nachzugs muss das Auswärtige Amt seine Beurteilung 
der zumutbaren Trennungszeiten an die Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte 
(EGMR) anpassen. 

Laut EGMR sind unfreiwillige Familientrennungszeiten ab 
2 Jahren zunehmend schwer mit dem in Artikel 8 EMRK 
gewährleisteten Schutz der Familie vereinbar. Die ak-
tuelle Interpretation der Härtefallkriterien des § 22 S. 1 
AufenthG durch das Auswärtige Amt, der zufolge Fami-
lientrennungszeiten erst ab 10 Jahren unzumutbar sind, 
steht dazu in offensichtlichem Widerspruch. Die Beurtei-
lung grund- und menschenrechtlich zumutbarer Tren-
nungszeiten muss mindestens an die Rechtsprechung 
des Bundesverwaltungsgerichts angeglichen werden, 
die einen Grenzwert von 4 Jahren ansetzt. 

4. Keine Rückkehr zur Kontingentregelung 

Nach der Aussetzung müssen die nun langjährig ge-
trennten Familien schnellstmöglich wieder zusammen-
kommen. Das gilt besonders für den Nachzug der Eltern 
zu unbegleiteten minderjährigen subsidiär Schutzbe-
rechtigten. 

Eine Rückkehr zur Kontingentierung des Nachzugs — 
und damit eine Verlängerung der Trennungsdauer ins 
Ungewisse — verbietet sich. Der Familiennachzug zu 
subsidiär Schutzberechtigten sollte wieder dem Nach-
zug zu anerkannten Flüchtlingen angeglichen werden. 

➅  
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